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Abschnitt 1: Entwicklungsgrundsätze 

 

(1) Höchst bekennt sich zu einer flächen- und ressourcenschonenden sowie energieeffizienten Gemeindeent-

wicklung. Das Management des Klimawandels ist Bestandteil aller kommunalen Politikfelder. 

(2) Das sparsame Umgang mit Grund und Boden sichert Flächenreserven und Entwicklungsspielräume für zu-

künftige Generationen. Vorrang hat die innere Siedlungsentwicklung. 

(3) Zentrale Aufgabe einer qualitätsvollen inneren Siedlungsentwicklung ist die weitere Aufwertung des öffent-

lichen Raumes. Die Bevölkerung wird dazu verstärkt in die Entwicklung öffentlicher Räume einbezogen; Be-

dürfnisse unterschiedlicher Nutzer:innen und Altersgruppen werden beachtet. 

(4) Als lokales Zentrum im Rheindelta erhält und verbessert Höchst seine zentralen Einrichtungen und Ange-

bote. Dabei wird insbesondere geachtet die Chancengleichheit für Benachteiligte zu verbessern. Höchst 

fördert die Entwicklungsmöglichkeiten jeder und jedes Einzelnen, unabhängig von Geschlecht, Alter, Her-

kunft oder Einkommen. Der Ausbau der Infrastruktur geht dabei von einem maßvolles Bevölkerungswachs-

tum aus. 

(5) Als Wirtschaftsgemeinde ist sich Höchst der Notwendigkeit zum Abgleich unterschiedlicher Interessen und 

Nutzungsansprüche bewusst. Betriebsansiedlungen und v.a. die Weiterentwicklung bestehender Betriebe 

werden unterstützt, Betriebe als wichtige lokale Akteure in Entwicklungsüberlegungen einbezogen. 

(6) Höchst schützt die Landschaftsräume am Alten Rhein, im Ried und am Seeufer und wägt die Interessen der 

unterschiedlichen Nutzer:innen ab und passt sie den neuen Herausforderungen in Zukunft an 

(7) Eine kleinteilig strukturierte, existenzfähige, ökologisch und ökonomisch nachhaltige Landwirtschaft soll 

einen Beitrag zur regionalen Produktion von Lebensmitteln leisten. 

(8) Nachhaltige Mobilität unterstützt die Lebens- sowie Standortqualität und sie fördert die Chancengleichheit. 

Sie leistet einen Beitrag zur Energiewende und zum Management des Klimawandels. Die Aufwertung des 

öffentlichen Straßenraumes ist erforderlich: Elektromobilität wird als Chance gesehen. 

(9) Abstimmung und Zusammenarbeit über Gemeindegrenzen hinaus sind zentrale Themen der Gemeindeent-

wicklung. In diesem Sinn werden bereits laufende Kooperationen fortgeführt, und wo erforderlich und 

sinnvoll, durch weitere Kooperationen ergänzt. Von besonderer Bedeutung ist dabei die Abstimmung mit 

den Rheindeltagemeinden. 

(10) In diesem REP formulierte Grundsätze, Ziele und Maßnahmen werden periodisch evaluiert und ggf adap-

tiert.  
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Abschnitt 2: Siedlungsraum 

§ 1 Siedlungsrand 

(1) Vorrang hat die innere Siedlungsentwicklung. Dazu wird im Zielplan ein mittelfristiger Siedlungsrand festge-

legt. 

(2) Kleinräumige Abrundungen der Bauflächengrenze über den Siedlungsrand lt Zielplan hinaus bis zu einer 

Größe von jeweils 200m² sind zulässig, sofern eine raumplanungsfachliche Prüfung keinen Widerspruch zu 

den Raumplanungszielen nach Vlbg RPG idgF und den im REP formulierten Grundsätzen, Zielen und Maß-

nahmen erbringt.  

Abrundungen sind insbesondere dann möglich, wenn sie Vorhaben und Planungen im öffentlichen Inte-

resse ermöglichen und/oder unterstützen.  

§ 2 Vertragsraumplanung und Bodenpolitik 

(1) Als Grundlage für die Weiterentwicklung des Betriebsgebiets Nord-Ost und für die Entwicklung des Be-

reichs Goldburger werden die Möglichkeiten der Vertragsraumordnung lt. §38a RPG geprüft und ggf ge-

nutzt. Die lt RPG zulässigen Vereinbarungen und Sicherungsmittel werden im Anlassfall festgelegt. 

(2) Eine aktive Bodenpolitik unterstützt die Bestrebungen der Gemeinde nach einer effizienten Flächennut-

zung im Sinne eines behutsamen Umgangs mit beschränkten natürlichen Ressourcen und als Beitrag der 

Gemeinde für die Schaffung von leistbarem und bedürfnisorientiertem Wohnraum. Dazu werden auch 

nach Maßgabe der finanziellen Möglichkeiten folgende Maßnahmen geprüft: 

- Grundkauf und Grundtausch; 

- Kooperation mit Grundeigentümer:innen, Bauträgern und Projektentwicklern; 

- Unterstützung neuer Bau-, Wohn- und Organisationsformen wie zB Baugemeinschaften, Generationen-

wohnen, flexible Wohnungsgrundrisse. 

§ 3 Orts- und standortgerechte Verdichtung und Durchmischung 

(1) Eine maßvolle und gebiets- wie nachbarschaftsverträgliche Verdichtung zielt auf die Schonung von Ressour-

cen, die Minimierung des Flächenverbrauchs und auf die Sicherung und Verbesserung der Wohnqualität 

ab. Sie soll vorrangig  im und um den Ortskern erfolgen. 

(2) Die Durchmischung verträglicher Nutzungen wird als Teil der Wohn- und Lebensqualität angestrebt. Dabei 

soll auf die jeweiligen Standortvoraussetzungen und -anforderungen eingegangen werden: 

- In Wohnquartieren hat die Wohnnutzung Vorrang; die Wohnqualität darf nicht beeinträchtigt werden. 

- An der Grenze zwischen Wohngebieten und Betriebsgebieten (und weiteren emittierenden, die Wohn-

nutzung allenfalls störenden Nutzungen) wird die Notwendigkeit ergänzender Festlegungen auf Ebene 

der Bebauungsplanung (zB Baugrenzlinien, Baulinien, (geschlossene) Bauweisen, Erschließung) geprüft.   

(3) Verdichtung im Ortskern soll sich nicht nur auf höhere bauliche Ausnutzung beschränken.  

In zentralen Lagen wird die Verdichtung von Nutzungen (Durchmischung) angestrebt.  

Soziale Interaktionen sollen damit gefördert werden. 
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(4) Im Ortskern, und hier vorrangig entlang der Hauptverkehrsstraßen soll die Erdgeschoßzone von Gebäuden 

(v.a. straßenseitig) vorrangig durch zentrumsfördernde Einrichtungen genutzt werden. 

(5) Die qualitätsvolle Nachverdichtung von Wohnquartieren wird durch Festlegungen auf Ebene der Bebau-

ungsplanung ermöglicht. Ergänzend dazu sollen insbesondere auch folgende Aspekte beachtet werden: 

- Grundteilung / Grundstücksgrößen 

- Positionierung der Gebäude am Grundstück 

- Möglichkeit zur späteren Aufstockung und Erweiterung der Gebäude 

- Erschließung / Parkierung; dabei wird insbesondere auch die Leistungsfähigkeit der Erschließungsstra-

ßen auch in den angrenzenden Quartieren beachtet. 

- Ausreichendes Maß öffentlicher und/oder gemeinsam nutzbarer Freiräume. 

(6) Bei allen Bau- und sonstigen Entwicklungsmaßnahmen sollen Aspekte des Ortsbildes berücksichtigt wer-

den.  

Bei gemeindeeigenen Projekten geht die Gemeinde beispielgebend voran.  

Auf Bauträger/Bauherren wird frühzeitig zugegangen, um Informationsaustausch zu fördern und öffentli-

che Interessen einzubringen. 

(7) Die Verordnung über das Maß der baulichen Nutzung aus 2018 wird im Sinne o.a. Ziele überprüft und bei 

Bedarf weiterentwickelt. Dabei werden insbesondere geprüft: 

- Die Festlegung einer Grünflächenzahl (Anteil des maximal verbau- und/oder versiegelbaren Flächenan-

teils) zur Minimierung von Bodenverbrauch und Flächenversiegelung; 

- Im Ortskern die Festlegung eines maximalen Wohnflächenanteils; 

- Beidseits der L202 vom Kreisverkehr bis zur Staatsgrenze und beidseits entlang der Landstraße zwischen 
Gemeindeamt und Bildgasse die Festlegung einer Mindestgebäudehöhe von drei Geschoßen. 

(8) Die Festlegung einer Verdichtungszone lt §11, Abs.1 RPG ist nicht vorgesehen. 

(9) Als Grundlage für die angestrebte, an die jeweiligen Standortgegebenheiten angepasste Durchmischung 

wird im Flächenwidmungsplan die Abgrenzungen von Baufläche-Mischgebiet (BM), -Wohngebiet (BW) und 

-Kerngebiet (BK) überprüft und ggf adaptiert. 

§ 4 Entwicklung größerer zusammenhängender Flächenreserven 

(1) Größere zusammenhängende Flächenreserven sollen nach einem Gesamtkonzept (und ggf etappenweise) 

entwickelt werden. 

Dabei soll über Grundstücksgrenzen hinausgeblickt und am Umfeld Maß genommen werden.  

Eine in Detaillierungsgrad und Aussageschärfe der Objektplanung entsprechende Freiraum- und Erschlie-

ßungskonzeption wird angestrebt. 

(2) Öffentliche Interessen werden über diese Gesamtkonzeption in Bauprojekte eingebracht. 

Dazu wird möglichst frühzeitig Kontakt mit Projektanten, Projektentwickler:innen und Planer:innen aufge-

nommen.  

(3) Die Flächen beidseits der geplanten S18-Trasse (siehe Bereichs „gk I“ und „gk II“lt REP-Zielplan (Anlage 2) 

sollen in Abstimmung mit dem Straßenbauvorhaben S18 nach einem Gesamtkonzept entwickelt werden. 

Umweltwirkungen des Straßenbauvorhabens sollen berücksichtigt werden.  
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§ 5 Entwicklung Bereich Goldburger 

(1) Der Bereich Goldburger (große, zusammenhängende Flächenreserven am nördlichen Siedlungsrand) wird 

nach einem Gesamtkonzept schrittweise entwickelt. Notwendigkeit und Sinnhaftigkeit einer Bebauungspla-

nung werden geprüft. Folgende Rahmenbedingungen sollen dabei insbesondere beachtet werden: 

- Verträgliche Durchmischung unterschiedlicher Bau- und Wohnformen anstreben. 

- Langfristigen Siedlungsrand attraktiv gestalten; dazu auf Ebene der Bebauungsplanung Vorgaben zu Be-

bauung und Be-/Eingrünung formulieren. 

- Flächensparende und effiziente Verkehrserschließung beachten; dabei Beeinträchtigungen angrenzen-

der Quartiere vermeiden. 

- Durchwegung für Fußgänger:innen und Radfahrer:innen sicherstellen und attraktive Verbindungen ins 

Ortszentrum und ins Ried schaffen. 

- Treffpunkte schaffen, dazu Flächen sichern.  

- Entwässerungskonzept inkl Retentionskonzept in alle Überlegungen und Planungen 

integrieren, ggf in Abstimmung mit allenfalls erforderlichen schutzwasserbaulichen Maßnahmen. 

- Fließgewässer (Gräben, Gerinne) frei- und zugänglich halten. Dazu im Flächenwidmungsplan 3m Freiflä-

che-Freihaltegebiet-Streifen (gemessen von der Böschungsoberkante) festlegen und im Bereich verrohr-

ter Gerinne deren Öffnung prüfen. 

§ 6 Grün im Dorf 

(1) Der Freizeitraum Alter Rhein wird in seiner Funktion erhalten und gepflegt. Dazu: 

- Freizeitnutzungen auf bestehende Freizeitflächen konzentrieren. Die Flächenwidmung wird dazu unter 

Berücksichtigung der angestrebten Nutzung und deren allfälliger Weiterentwicklung geprüft und ggf 

adaptiert. 

- Belastungen durch den motorisierten Individualverkehr (Anfahrt und Parkierung) minimieren. 

-  Erreichbarkeit zu Fuß, mit dem Rad und mit dem ÖPNV verbessern. Dazu wird eine Parkraumbewirt-

schaftung angedacht. 

(2) Waldflächen sollen als naturnaher Naherholungsraum weiterentwickelt werden und sollen zugänglich blei-

ben. Dazu sind Erhaltung und Pflege des Wegenetzes erforderlich. Punktuelle Angebote sollen erhalten und 

bei Bedarf ergänzt werden.  

Grundeigentümer:innen, insbesondere die Konkurrenzverwaltung H-F-G sind in alle diesbezüglichen Über-

legungen einzubeziehen. 

(3) Fließgewässer (Gräben, Gerinne) werden frei- und zugänglich gehalten.  

- Dazu wird im Zuge von Entwicklungs- und Widmungsvorhaben im Flächenwidmungsplan ein 3m breiter 

Freifläche-Freihaltegebiet-Streifen (gemessen von der Böschungsoberkante) festgelegt. 

- Bestehende Bauflächenwidmungen im 3m-Nahbereich von Gräben und Gerinnen (gemessen jeweils 

von der Böschungsoberkante) werden hinsichtlich der Möglichkeit zur Umwidmung in Freifläche-Frei-

haltegebiet geprüft. 

- Im Bereich verrohrter Gerinne wird deren Öffnung und Renaturierung geprüft. 

(4) Bauflächenwidmungen im Bereich von HQ30-, HQ100- und HQ300-Abflusszonen bzw in der Gelben Gefah-

renzonen erfolgen nur nach Abstimmung mit den zuständigen Stellen hinsichtlich erforderlicher Schutz-

maßnahmen. 



 

REP Höchst  
Anlage 1 
 
Seite 6 

Abschnitt 3: Sozialraum 

§ 7 Öffentlicher Raum 

(1) Der öffentliche Raum wird als örtlicher Lebensraum weiterentwickelt. Dazu: 

- Nutzbare öffentliche Räume, die einen Beitrag zur Identität des Ortszentrums oder der Wohnquartiere 

beitragen, schaffen und gestalten. 

- Fußgänger, Radfahrer und ÖPNV bevorrangen. 

- Über Objektplanung und Grundstücksgrenzen hinausdenken und Bebauung, Freiraum, Parkierung und 

Durchwegung verschränkt betrachten; dazu mit den der Gemeinde zur Verfügung stehenden Instru-

menten (zB Teilbebauungspläne, Quartiersentwicklungskonzepte) den erforderlichen Rahmen schaffen. 

- Hohen Grünflächenanteil und geringstmögliche Versiegelung anstreben; v.a. in zentralen Lagen auch 

Entsiegelung von Flächen prüfen. 

- In zentralen Lagen die Entwicklung des öffentlichen Raumes durch eine standortgerechte, zentrumsför-

dernde Nutzung der Erdgeschoßzone unterstützen; dazu Festlegungen auf Ebene der Bebauungspla-

nung prüfen. 

§ 8 Ortskern 

(1) Der Ortskern wird als Begegnungsort und Treffpunkt weiterentwickelt. Dabei werden folgende Vorausset-

zungen für Zentralität insbesondere berücksichtigt: 

- Durchmischung mehrerer Funktionen, Nutzungen, Angebote und Aktivitäten anstreben; auch Wohnen 

im Zentrum soll möglich sein. 

- Dichte (Wohndichte, Funktionsdichte, Interaktionsdichte, …) unterstützen. 

- Gute, attraktive Vernetzung mit den Wohnquartieren, vor allem zu Fuß und mit dem Fahrrad beachten. 

- Qualitäten des öffentlichen Raumes (zB hohe Aufenthaltsqualität, bespielbar, barrierefrei, Nutzer:innen-

gerecht) erhalten und weiter verbessern. 

(2) Die Ortskernentwicklung wird großräumig und langfristig betrachtet und betrieben. Dazu: 

- Erarbeitung eines Quartiersentwicklungskonzeptes für die Zentrumsentwicklung prüfen. 

- Betriebe in die Zentrumsentwicklung einbeziehen. 

- Ein möglichst breites und attraktives Einzelhandelsangebot anstreben. 

- Möglichkeiten für eine Verkehrsberuhigung im Zentrum prüfen - auch die Einrichtung einer Begeg-

nungszone. 

- Erreichbarkeit des Zentrum zu Fuß und mit dem Fahrrad weiter verbessern. 

- Bezug zum Naherholungsraum entlang des Alten Rheins stärken. 

- Den Blick über die Staatsgrenze werfen, dh Verbindungen und Ergänzungen zwischen dem Ortszentrum 

Höchst und Einrichtungen in St. Margrethen beachten. 



 

REP Höchst  
Anlage 1 
 
Seite 7 

§ 9 Quartierstreffpunkte 

(1) In Brugg/Pertinsel wird eine Grundversorgung mit sozialer Infrastruktur angestrebt. 

 Dazu werden in Abstimmung mit der Gemeinde Fußach Nutzungsmöglichkeiten und gemeinsame oder 

abgestimmte Versorgungsangebote geprüft. Der Fokus liegt dabei v.a. auf den Aspekten Kinderbetreuung, 

Bildung, Freizeit/Sport und Treffpunkte. 

(2) Der Quartierstreffpunkt im Unterdorf (Bereich von der Volksschule Unterdorf bis zur Bushaltestelle Hecht) 

soll erhalten werden, die Aufenthaltsqualität soll verbessert werden, zB durch die Aufwertung des War-

tebereichs der Bushaltestelle.  

(3) Die Reduzierung der Barrierewirkung der Landesstraße wird angestrebt und gegenüber dem Straßenerhal-

ter kommuniziert. 

§ 10 Öffentliche Freiflächen 

(1) Im Sinne einer wohnraumnahen Versorgung sollen öffentliche Freiflächen (Spielplätze, Treffpunkte im 

Freien) über das ganzes Siedlungsbiet verteilt angeboten werden. 

(2) Eine hohe Aufenthaltsqualität für alle Nutzer:innengruppen wird dabei angestrebt, zB durch Begrünung 

und Beschattung, Sitzmöglichkeiten. 

(3) Die Vernetzung (zB Geh- und Radwege, Grünachsen) wird abgesichert und verbessert.  

(4) Alternative Wege zur Erweiterung des Freiraumangebots werden geprüft, zB die temporäre Nutzung von 

Freiflächen.  

§ 11 Gemeinnütziger Wohnbau 

(1) Gemeinnütziger und geförderter Wohnbau soll vorrangig im und um das Ortszentrum stattfinden. Bei der 

Entwicklung größerer zusammenhängender Flächen nach einem Gesamtkonzept wird die Durchmischung 

mit gemeinnützigem bzw gefördertem Wohnbau geprüft. In jedem Fall wird dabei eine Durchmischung 

mit anderen Wohnformen und Nutzungen angestrebt. 

(2) Vorbehaltsflächen für den gemeinnützigen und geförderten Wohnbau werden nicht festgelegt, die Situa-

tion wird weiter beobachtet. 

§ 12 Soziale Infrastruktur 

(1) Eine flächendeckende medizinische Grundversorgung soll sichergestellt werden, praktische Ärzte sollen 

fußläufig erreichbar sein. 

(2) Kommunale Einrichtungen sollen in Überlegungen zur Gemeindeentwicklung, v.a. in die Zentrumsentwick-

lung einbezogen werden. 

(3) Die Entwicklung von Schulstandorten soll mit der Standortumgebung abgestimmt werden. Dabei wird eine 

bestmögliche Erreichbarkeit mit öffentlichen Verkehrsmitteln, zu Fuß und mit dem Rad angestrebt. 
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Abschnitt 4: Landschaftsraum 

§ 13 Erholungsraum Ried und Seeufer 

(1) Ried und Seeufer sollen für die landschaftsgebundene Erholung erhalten werden und weiter aufgewertet 

werden. Dazu sollen unterschiedliche Nutzungsansprüche aufeinander abstimmt werden; Nutzungskon-

flikte sollen vermieden werden. 

(2) Eine landschafts-, landwirtschafts- und naturschutzverträgliche Freizeitnutzung wird angestrebt. Dazu 

strebt Höchst eine verstärkte Abstimmung und Kooperation mit Fußach, Gaißau, dem Land Vorarlberg und 

Betreiber:innen touristischer Freizeit- und Erholungseinrichtungen an 

(3) Touristische und Freizeitangebote werden an bestehenden Standorten räumlich konzentriert; Ausbaumög-

lichkeiten sollen hier offenhalten werden. Dazu: 

- Freizeitnutzung im Ried auf Wander- und Radwege beschränken.  

- Standort für touristische Freizeiteinrichtungen am Rohrspitz sichern und erforderliche Infrastruktur be-

reitstellen, dabei mit Fußach abstimmen. 

- Bootshafen Fischerinsel erhalten und bei Bedarf optimieren. 

(4) Die öffentliche Zugänglichkeit soll erhalten bleiben. Dazu ist eine Besucher:innenlenkung erforderlich. Fol-

gende Maßnahmen werden in Betracht gezogen und geprüft: 

- Sanft mobile Erreichbarkeit der Freizeiteinrichtungen (zu Fuß, mit dem Fahrrad, mit dem öffentlichen 

Verkehr) verbessern. 

- Fahrrad-Mobilität fördern, dabei auch für Besucher:innen von außerhalb des Rheindeltas Anreize für die 

nicht-motorisierte Anfahrt schaffen. 

- Lücken im Wander- und Radwegenetz schließen.  

- Zufahrtsregelungen für Kfz (Steuerung, Beschränkung, auch temporär) prüfen. 

- In Abstimmung mit Fußach Möglichkeiten für eine kurze, gebündelte und landschaftsschonende Kfz-

Zufahrt suchen. 

(5) Das Parkplatzangebot soll nicht weiter ausgebaut werden. 

(6) Die Erarbeitung eines Landschaftsentwicklungskonzeptes für das Rheindelta wird geprüft. 

§ 14 Landwirtschaft 

(1) Der Verlust von landwirtschaftlichen Flächen soll vermieden werden. Dazu: 

- Bevorrangung der Landwirtschaft durch eine FF-Widmung der Riedflächen prüfen; dabei landwirt-

schaftliche Betriebsstandorte und deren Entwicklungsmöglichkeiten sichern. Dazu Landwirt:innen in 

diesbezügliche Überlegungen einbeziehen. 

- Freifläche-Sondergebietswidmungen (FS) im Ried restriktiv handhaben. 

- Keine Freiflächen-Sondergebiete für kleingärtnerische Nutzung widmen.  
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Abschnitt 5: Wirtschaftsraum 

§ 15  Betriebsgebiete und Betriebsflächen 

(1) Bestehende Betriebsflächen sollen nachbarschaftsverträglich weiterentwickelt werden. Nutzungskonflikte 

sollen durch eine vorausschauende Planung vermieden werden. Dabei sollen insbesondere folgende As-

pekte beachtet werden: 

- Hohe Flächeneffizienz  

- Verkehrsanbindung und Parkierung  

- Betriebliche Erfordernisse  

- Ortsbildverträglichkeit  

- Standortgerechte Nachnutzung frei werdender Betriebsareale  

(2) Bei allen betrieblichen Entwicklungsmaßnahmen werden insbesondere auch siedlungsökologische Aspekte 

wie Durchgrünung, Dach- und Fasssadenbegrünung, Versickerung und Retention, geringe Versiegelung, 

Entsiegelung, Energieeffizienz, Abwärme- und Abkältenutzung, Lichtemissionen, Schallemissionen, Vo-

gelanprall-Schutz beachtet. 

(3) Besonderes Augenmerk wird auf die Reduzierung, Entsiegelung und Begrünung oberirdischer Parkplätze im 

Siedlungsgebiet gelegt - im Sinne einer effizienten Flächennutzung, aus siedlungsökologischen Gründen 

und im Sinne der Ortsbildentwicklung.  

Die der Gemeinde zur Verfügung stehenden Planungsinstrumente werden dazu genutzt.  

Kooperationen mit Grundeigentümer:innen und Betrieben werden angestrebt. 

Neue großflächige und versiegelte Parkplätze sollen vermieden werden. 

(4) Sich durch das Projekt S18 ggf. verändernde Standortbedingungen werden geprüft.  

Auf eine Abstimmung zwischen Straßenprojekt und Siedlungsentwicklung wird geachtet. 

§ 16 Betriebe im Dorf 

(1) Eine Durchmischung zwischen Wohnen und orts- und nachbarschaftsverträglichen Betrieben soll möglich 

sein; angestrebt wird diese v.a. entlang der Hauptverkehrslinien im und um den Ortskern.  

(2) Die dazu erforderlichen Rahmenbedingungen werden auf Ebene der Bebauungsplanung formuliert. Gel-

tende Rahmenbedingungen werden dazu überprüft und ggf adaptiert. 

Dies gilt insbesondere für folgende Aspekte bzw Festlegungsinhalte: 

- Anteil der Wohnnutzung festlegen. 

- Gewerbliche Erdgeschoßnutzungen ermöglichen bzw unterstützen, zB durch Mindestgeschosshöhen im 

Erdgeschoß. 

- Höhenlagen, Baulinien und/oder Baugrenzen im Sinne attraktiver, gut begehbarer, vielfältig nutzbarer 

Erdgeschoßzonen festlegen. 
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§ 17 Entwicklung Betriebsgebiet Nord-Ost 

(1) Das Betriebsgebiet Nord-Ost wird nach einem Gesamtkonzept entwickelt. Bestehende Betriebsareale wer-

den in Entwicklungsüberlegungen einbezogen. Eine Abstimmung mit Fußach und mit dem Land Vorarlberg 

(vor allem zur Frage Landesgrünzone und hier v.a. auch zur Frage von Kompensations- und Ausgleichs-

maßnahmen) wird gesucht. 

(2) Hohe Umwelt und Energiestandards werden angestrebt. Dazu: 

- Entwässerung (Retention / nachhaltige Sammlung und Ableitung von Niederschlagswasser) regeln. Dazu 

ist ein Entwässerungskonzept inklusive Retentionskonzept verpflichtender Bestandteil der Gesamtkon-

zeption und Standortentwicklung.  

- Be- und Durchgrünung des Areals (Beschattung) insbesondere an Grenzen zu Wohnnutzung und zum 

Ried beachten. 

- Dach- und Fassadenbegrünung (auch in Verbindung mit Energiegewinnung) andenken. 

- Energieeffizienz / Nutzung erneuerbarer Energien anstreben; dazu insbesondere die Möglichkeiten der 

Abkälte-, Abwärme- und Nahwärmenutzung prüfen. 

- Effiziente Flächennutzung und Minimierung der Flächenversiegelung (insbesondere auch für die Parkie-

rung) anstreben. 

- Erreichbarkeit mit dem ÖPNV und dem Fahrrad priorisieren.  

- Lärmemissionen vermeiden bzw minimieren; dazu weiterführende Planungen bzw die Ausarbeitung Ge-

samtkonzeptes durch ein schalltechnisches Fachbüro begleiten. 

- Lichtemissionen vermeiden, zumindest auf das erforderliche Ausmaß minimieren  

- Vogelanprall-Schutz in Entwicklungs- und Baumaßnahmen integrieren. 

(3) Die Wohnqualität in den umgebenden Wohnquartieren wird berücksichtigt. Dazu: 

- Bei der Situierung und Orientierung betrieblicher Nutzungen auf eine Minimierung von Schallimmissio-

nen achten. 

- Insbesondere bei Bauweisen, Gebäudehöhen, Bauformen, Anordnung und Organisation der unter-

schiedlichen Nutzungen auf eine Minimierung von Schallimmissionen achten. 

- Erschließungslösungen unter Berücksichtigung der angrenzenden Quartiere insbesondere sensibler 

Wohnnutzung konzipieren. 

(4) Oben unter (2) und (3) formulierte Ziele werden mit den der Gemeinde zur Verfügung stehenden Instru-

menten umgesetzt; diese sind im ggst. Fall insbesondere: 

- Rahmenbedingungen für die bauliche Entwicklung wie insbesondere Gebäudesituierung und -orientie-

rung, Bauweisen und Bauformen, Gebäudehöhen, Erschließung, maximale Versieglung, Entwässerung 

und Retention, Lichtemissionen, Vogelanprall-Schutz werden auf Grundlage eines Gesamtkonzeptes in 

einem Teilbebauungsplan festgelegt.  

- Zur Absicherung der öffentlichen Interessen zur Entwicklung des Betriebsgebiets Nord-Ost werden die 

Möglichkeiten der Vertragsraumplanung genutzt. 

-  Neue Betriebsflächen werden als Baufläche-Betriebsgebiet-I gewidmet und gemäß §14 (5) RPG zoniert. 

Wohnnutzung, Sport- / Freizeiteinrichtungen und Handelseinrichtungen sind somit nicht zulässig. 

(5) Notwendigkeit und Möglichkeiten zur Bereitstellung Sozialer Infrastrukturen (zB Treffpunkte, Kinderbetreu-
ung, Gastronomie) werden geprüft.  
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Abschnitt 6: Mobilität und Technische Infrastruktur 

§ 18 Öffentlicher Straßenraum  

(1) Gestaltungsmaßnahmen im öffentlichen Raum berücksichtigen die Bedürfnisse unterschiedlicher Nutzer:in-

nengruppen und auch siedlungsökologische Anforderungen (zB Beschattung). 

(2) Zur Aufwertung des öffentlichen Straßenraumes wird eine Umverteilung des Flächenangebotes zugunsten 

des Fuß- und Radverkehrs angestrebt. 

(3) Im Sinne einer effizienten Flächennutzung, aus siedlungsökologischen Gründen und im Sinne der Ortsbild-

entwicklung wird eine Reduzierung oberirdischer Parkplätze angestrebt. Dazu  

-  nutzt die der Gemeinde die ihr zur Verfügung stehenden Planungsinstrumente; 

-  wird eine Kooperation mit Grundeigentümer:innen und Betrieben angestrebt; 

-  soll die Begrünung von Parkplätzen verbessert werden und deren Entsiegelung angestrebt werden. 

(4) Neue großflächige und versiegelte Parkplätze sollen vermieden werden; Alternativen wie zB Sammelgara-

gen oder Stellplatzmanagement sollen untersucht werden. 

(5) Das Projekt S18 und allfällige damit einhergehende Verkehrsentlastungen auf der L202 und L19 werden 

auch als Chance für die Siedlungs- und Zentrumsentwicklung gesehen. Um sich damit eröffnende Gestal-

tungsmöglichkeiten zu nutzen, bringt die Gemeinde dazu eigene Vorstellungen in das Projekt ein.  

(6) Auf eine Abstimmung zwischen Straßenprojekt und Siedlungsentwicklung wird geachtet. 

§ 19 Öffentlicher Nahverkehr 

(1) Die Gemeinde setzt sich für eine weitere Aufwertung des öffentlichen Verkehrs ein und regt dazu die Dis-

kussion und ggf. Umsetzung  folgende Maßnahmen an: 

- Taktverdichtung in Stoßzeiten 

- Qualitätsverbesserung der Haltestellen  

- Bessere Anbindung an den ÖPNV-Knoten Lustenau 

- Abstimmung mit den Nachbargemeinden St. Margrethen und Lustenau. 
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§ 20 Fuß- und Radwegverkehr 

(1) Das Radroutennetz wird in Übereinstimmung mit der Landesradroutenkonzeption weiter ausgebaut. All-

tags-, Freizeit- und Berufsverkehr werden dabei gleichermaßen beachten.  

(2) Als lokaler Beitrag zur Verkehrsentlastung und zur weiteren Verbesserung der Lebensqualität soll das Fuß- 

und Radwegenetz schrittweise weiter verdichtet werden und soll dessen Attraktivität erhöht werden. 

(3) Bei allen Entwicklungsmaßnahmen zB Bau- und Infrastrukturmaßnahmen, Grundteilung, Umlegung, Flä-

chenwidmung, Bebauungsplanung werden Erfordernis und Möglichkeiten neuer Wegverbindungen ge-

prüft. 

(4) Bestehende Wegverbindungen sollen gesichert werden. 

(5) Eine funktionale und gestalterische Aufwertung bestehender Wegeverbindungen zB Bänke, Beschattung 

wird angestrebt. Damit wird auch die Verkehrssicherheit erhöht. 

(6) Der Ausbau der Fahrradinfrastruktur wird angestrebt. Dazu sollen 

- attraktive und ausreichende Fahrradabstellmöglichkeiten an zentralen, größeren Start- und Zielpunkten 

geschaffen werden; 

- das Potenzial des E-Bikes als örtliches und überörtliches Verkehrsmittel genutzt werden, zB durch den 

Ausbau der E-Bike-Infrastruktur; 

- Kooperationen mit Betrieben angedacht werden. 

§ 21 Technische Infrastruktur 

(1) Die Technische Infrastruktur wird entsprechend dem Bedarf und nach Maßgabe der finanziellen Mittel aus-

gebaut. 

(2) Anteil alternativer und erneuerbarer Energieträger soll gesteigert werden.  

(3) Für den Mehrfamilienwohnbau sollen Notwendigkeit und Möglichkeiten von Rahmenbedingungen für die 

Müllentsorgung geprüft werden. 

(4) Notwendigkeit und Möglichkeiten von Rahmenbedingungen für die Schaffung temporärer Abstellmöglich-

keiten für Lieferdienste sollen geprüft werden und ggf. und bei der Gestaltung des öffentlichen Raums be-

rücksichtigt werden.  
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Abschnitt 7: Klimawandelanpassung & Energieraumplanung 

§ 22 Klimawandelanpassung  

(1) Die Gemeinde Höchst berücksichtigt in allen kommunalen Politik- und Planungsfeldern die Folgen des Kli-

mawandels.  

(2) Eine vorausschauende Siedlungsentwicklung soll negative Auswirkungen durch die klimatischen Verände-

rungen soweit möglich verhindern bzw vermindern, und wo möglich ausgleichen. 

(3) Den zunehmenden Herausforderungen durch den Klimawandel soll durch eine verstärkte übergemeindli-

che Zusammenarbeit begegnet werden.  

Regionale und überregionale Initiativen und Projekte sollen unterstützt werden. 

Austausch und Zusammenarbeit mit den anderen Gemeinden im Rahmen der Klimawandelanpassungsre-

gion (KLAR) sollen fortgesetzt werden. Insbesondere Maßnahmen zum Schutz gegenüber Hitze besonders 

vulnerabler Personen sollen geprüft werden. 

§ 23 Energieraumplanung   

(1) Die Gemeinde Höchst bekennt sich zu einer energieeffizienten Gemeindeentwicklung. Dazu nutzt die Ge-

meinde die ihr zur Verfügung stehenden Raumplanungsinstrumente, um das Energiesparen, die Bekämp-

fung von Energiearmut, die Steigerung der Energieeffizienz und den Einsatz von erneuerbarer Energien so-

wie notwendige Maßnahmen zur Klimawandelanpassung zu etablieren. 

(2) Der Anteil alternativer und erneuerbarer Energieträger soll gesteigert werden. Die Gemeinde Höchst unter-

stützt daher Maßnahmen, die zu einer Versorgung auf Basis erneuerbarer Energieträger und einer Nutzung 

lokaler Abwärme- und Abkältepotenziale abzielen.  

(3) Im eigenen Wirkungsbereich geht die Gemeinde beispielgebend voran. Dazu werden insbesondere fol-

gende Maßnahmen geprüft: 

- Potenziale zum Ausbau erneuerbarer Energieträger insbesondere für die Abwärme- und Abkältenut-

zung erheben 

- Vorrausschauend Flächen für notwendige Infrastrukturen (z.B. Trafostationen, Leitungen) im Flächen-

widmungsplan absichern. 

- Geeignete Dachflächen kommunaler Gebäude und Anlagen mit Solarthermie- und/oder Photovoltaikan-

lagen ausstatten. 

(4) Landschaftsintensive Energieerzeugungsmethoden (zB Windkraftanlagen) sollen nur auf Grundlage einer 

zumindest regionalen Strategie errichtet werden. Der Schutz der Landschaft (Bodenseeufer, Ried) ist dabei 

zu beachten. 

(5)  Photovoltaikanlagen im Ried sollen auf landwirtschaftliche Objekte und landwirtschaftlichen Produktions-

flächen im engeren Umfeld landwirtschaftlicher Betriebsstandorte beschränkt werden. 
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